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men und versucht, das Streben nach wirklicher Demokratie 
zu mißbrauchen, indem er seinen globalen Kreuzzug gegen 
den Sozialismus und gegen den antiimperialistischen Kampf 
der Völker als Kreuzzug für die „Ideale und Werte der De­
mokratie“ ausgibt.

Es ist deshalb erforderlich, die Behauptung der Reagan- 
Administration, ihre Absichten und Aktivitäten dienten der 
„weltweiten Förderung der Ideale und Werte der Demokra­
tie“, fundiert zu entlarven. Die prinzipielle Auseinanderset­
zung in der Frage der Demokratie ist heute Bestandteil des 
Kampfes gegen die imperialistische Kriegsgefahr, für die 
Erhaltung und Sicherung des Friedens.

Die imperialistische Lüge von der „weltweiten Förderung 
der Ideale und Werte der Demokratie“

Da ist zunächst das Argument, die „Förderung der Ideale 
und Werte der Demokratie“ entspräche der Geschichte und 
der Weltanschauung der USA. US-Außenminister Shultz 
äußerte dazu auf der Konferenz des Außenministeriums im 
Oktober 1982: „Die Förderung der Demokratie ... ist begrün­
det in unserer Geschichte und Weltanschauung. Die Führer 
der amerikanischen Revolution kämpften für die Verwirkli­
chung unseres Rechts auf demokratische Selbstbestimmung. 
Der amerikanische Bürgerkrieg bestätigte, daß diese Nation, 
die an die Freiheit glaubt, sich für alle Zeiten für die persön­
liche und politische Freiheit einsetzen wird.“5

Tatsächlich haben die herrschenden imperialistischen 
Kreise der USA jedoch weder ein historisch noch ein mora­
lisch begründetes Recht, sich auf die Ideale und Ergebnisse 
der amerikanischen Revolution zu berufen. Mit der erfolg­
reichen bürgerlichen Revolution im Unabhängigkeitskrieg von 
1775 bis 1783 wurde die Unabhängigkeit vom 'britischen Ko­
lonialreich erkämpft und der bürgerliche Nationalstaat er­
richtet; mit dem Bürgerkrieg von 1861 bis 1865 wurden die 
Voraussetzungen für die volle Durchsetzung der kapitalisti­
schen Produktionsverhältnisse geschaffen, u. a. durch die Be­
seitigung der Sklaverei.6

Kämpften die bürgerlichen Revolutionäre vor 200 Jahren 
für das nationale Selbstbestimmungsrecht, so stellt sich der 
USA-Imperialismus heute dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker mit allen Mitteln entgegen. Das begann mit dem 
ersten imperialistischen Krieg der Geschichte überhaupt, als 
die USA im Jahre 1898 Kuba, Puerto Rico, Guam und die 
Philippinen und im Jahr darauf Nikaragua und Samoa über­
fielen und gewaltsam die Nachfolge in den bis dahin von der 
spanischen Monarchie beherrschten Kolonien in Lateiname­
rika und im pazifischen Raum antraten. Diese Traditions- 
iinie führt bis zur Invasion von USA-Truppen auf der Ka­
ribik-Insel Grenada im Oktober 1983, die Reagan als einen 
„außenpolitischen Triumph“ bez'eichnete und dabei den 
„erlaubten Gebrauch von Waffen zur Bewahrung der Frei­
heit“ hervorhob.7 Allein seit dem Ende des zweiten Welt­
kriegs haben die USA in 262 Fällen ihre Streitkräfte zur 
Durchsetzung ihrer globalstrategischen Ziele eingesetzt.8 9

Auf der Konferenz des USA-Außenministeriums im Ok­
tober 1982 behauptete Unterstaatssekretär Eagleburger, die 
USA hätten gerade nach dem zweiten Weltkrieg „das Wachs­
tum der Demokratie außerhalb ihrer Grenzen (unterstützt)“. 
Als Beispiel nannte er die Unterstützung der „Nachkriegs­
demokratie“ in der BRD und in Japan sowie die Errichtung 
„demokratischer Systeme“ in Entwicklungsländern. Wört­
lich sagte er: „Der Marshall-Plan war sowohl ein Programm 
für die Freiheit und Demokratie als auch ein Programm für 
den wirtschaftlichen Wiederaufbau. Die USA spielten eine 
Schlüsselrolle bei der Förderung der Nachkriegs-Demokratie 
in Westdeutschland und Japan. Unsere Auslandshilfepro­
gramme geben den Entwicklungsländern die Mittel, um bei 
ihnen Freiheit und Demokratie zu errichten und zu verteidi­
gen. “9

Was die BRD betrifft, so haben die USA und die anderen 
imperialistischen Besatzungsmächte unter Bruch völkerrecht­
licher Verpflichtungen aus dem Potsdamer Abkommen ver­
hindert, daß das breite demokratische Verlangen nach Ent­
machtung und Enteignung der an Faschismus und Krieg pro­
fitierenden *und schuldigen Monopole, nach einer demokrati­

schen Bodenreform, Schulreform und Justizreform verwirk­
licht wurde. Statt dessen haben sie mit dem Marshall-Plan 
und anderen Maßnahmen die Restauration der politischen 
und ökonomischen Macht der Monopole ermöglicht, die Re­
militarisierung und Eingliederung der BRD in die NATO be­
trieben, Revanchismus und Neofaschismus geduldet bzw. ge­
fördert und zur Verfolgung der Kommunisten, Antifaschisten 
und Demokraten beigetragen. Das geschah allerdings im Rah­
men eines parlamentarischen Systems, das der scheinbar de­
mokratischen Legitimierung des wiedererstandenen Imperia­
lismus in der BRD diente. Oft genug wurden dabei bürger­
lich-demokratische Verfassungsbestimmungen verletzt oder 
außer Kraft gesetzt.

Was die USA-Auslandshilfeprogramme für Entwicklungs­
länder betrifft, so ist gerade für die jungen Nationalstaaten 
mit kapitalistischer Orientierung und einer nach USA-Muster 
errichteten politischen Ordnung zu konstatieren, daß sie sich 
heute in einer besonders schwierigen wirtschaftlichen und 
politischen Situation befinden. Gerade in diesen Ländern ha­
ben sich die Gegensätze zwischen arm und reich verstärkt, 
hat sich der Abstand zwischen ihnen und den kapitalistischen 
Industrieländern nicht verringert, sondern vertieft, ist die 
ökonomische Abhängigkeit vom Imperialismus und von den 
multinationalen Monopolen gewachsen.

Allein die 11 Entwicklungsländer, die sich am 21./22. Juni 
1984 in Cartagena (Kolumbien) versammelt hatten, sind mit 
ca. 350 Milliarden Dollar an die USA und andere kapitalisti­
sche Industrieländer verschuldet.10 11 Das heißt, die oft von 
außen erzwungene Übernahme der politischen und ökonomi­
schen Strukturen und Mechanismen des Kapitalismus hat die 
Probleme dieser Länder nicht gelöst, sondern verschärft.11 
Im Gegensatz dazu haben die Entwicklungsländer mit sozia­
listischer Orientierung unter sehr schwierigen Bedingungen 
und bei manchen Rückschlägen wichtige soziale Fortschritte 
und reale demokratische Errungenschaften erzielt. Auch an­
gesichts dieses Beispiels suchen die progressiven Kräfte in 
den Entwicklungsländern mit kapitalistischer Orientierung 
nach politischen und ökonomischen Lösungen, mit denen die 
Abhängigkeit vom Imperialismus überwunden und die de­
mokratische Selbstbestimmung ihrer Völker gesichert wer­
den kann.

Besonders die Invasion in Grenada ließ ein Merkmal der 
Politik und Ideologie des USA-Imperialismus deutlich her­
vortreten: den selbsterhobenen Anspruch, sein politisches wie 
auch sein sozialökonomisches System zum Maßstab von De­
mokratie und Freiheit zu erheben, nach dem die Welt neu 
zu ordnen sei. Und dieser Anspruch soll, wenn alle anderen 
Mittel versagen — und da, wo das möglich erscheint —, auch 
mit militärischen Mitteln durchgesetzt werden. Ein USA- 
Nachrichtenmagazin zog das Fazit der Grenada-Invasion mit 
folgenden Worten: „Die ,Reagan-Doktrin“... besteht darin, 
daß die USA Gewalt anwenden können und dürfen, um Re­
gierungssysteme zu verändern, die die Sicherheit Amerikas 
bedrohen.“12 Nicht um die Wiederherstellung von „Ordnung 
und Demokratie“ auf Grenada ging es, sondern um die Nie­
derschlagung der antiimperialistischen, nationalen Befrei­
ungsbewegung und um die Errichtung eines dem USA-Impe- 
rialismus hörigen Regimes.

Unterstaatssekretär Motley vom USA-Außenministerium 
versuchte in einer Rede vor der Amerikanischen Legion am 
23. August 1983 die konterrevolutionären CIA-Aktionen ge­
gen die Regierung Nikaraguas mit der Behauptung zu recht- 
fertigen, daß „das sandinistische Nikaragua eine größere Be­
drohung für Demokratie und Freiheit als das Nikaragua So- 
mozas“ sei.13 Und Präsident Reagan hielt am 9. Mai die­
ses Jahres eine landesweit ausgestrahlte Fernsehansprache, 
in der er die militärische Unterstützung, die die USA einer-

5 Wireless Bulletin ... vom 19. Oktober 1982.
6 Vgl. hierzu: Autorenkollektiv, Das politische System der USA 

— Geschichte und Gegenwart, Berlin 1980, S. 23 ff., S. 68 ff.
7 Frankfurter Rundschau (Frankfurt am Main) vom 21. Juli 1984, S. 2.
8 U. S. News & World Report vom 11. April 1983, S. 70.
9 Wireless Bulletin ... vom 19. Oktober 1982.

10 Vgl.: horizont 1984, Nr. 7, S. 24.
11 Umfangreiches Material hierzu findet sich bei F. Castro, Die öko­

nomische und soziale Krise in der Welt, Dresden 1983.
12 Time vom 7. November 1983, S. 34.
13 Wireless Bulletin ... vom 26. August 1983.


